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Antrag

auf Bekanntgabe (Notifizierung) als

Prüfstelle für die wiederkehrende Überprüfung von eignungsgeprüften

Messgeräten gemäß § 13 Abs. 3 der 1. BImSchV 
Diesem Antrag liegt die 41. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions​schutz​gesetzes (Bekannt​gabe​verordnung) vom 02.05.2013 (BGBL. I S. 973 1001) zugrunde. Zusätzlich sind länder​spe​zi​fische Re​gelungen zu beachten.

1. Antragsteller: 

Name /Rechtsform:

     
Straße / Nr.:


     
PLZ / Ort:


     
Tel.-Nr.:


     
Fax-Nr.:


     
E-Mail:



     
1.1
Angaben zur Haftung 

     
1.2
Antragsumfang 
Der vorgenannte Antragsteller beantragt die Bekanntgabe als Messgeräteprüfstelle für die wiederkehrende Überprüfung von eignungsgeprüften Messgeräten gemäß § 13 Abs. 3 der 1. BImSchV.



Einschränkungen:

 FORMCHECKBOX 
 
Die Überprüfung von Staubmessgeräten erfolgt durch eine andere von der nach Landesrecht zuständigen Behörde bekannt gegebene Messgeräteprüfstelle im Rahmen eines Unterauftrages. 

1.3 

Personelle Ausstattung

Gemäß § 4 Abs. 2 der 41. BImSchV (Bekanntgabeverordnung) müssen bekannt zu gebende Stellen an jedem Standort mindestens eine fachlich Verantwortliche Person oder deren Stellvertreter hauptberuflich beschäftigen. 

Der Antragsteller erklärt ferner, dass sämtliche zur Durchführung der Messgeräteprüfung erforderlichen Tätigkeiten durch das im Anhang zu diesem Antrag aufgeführte Personal ausgeführt und dokumentiert werden und dass er durch geeignete Maßnahmen sicherstellt, dass erst nach erfolgter Überprüfung und Bestätigung von neu zu benennenden Personal im Bekanntgabeverfahren dieses entsprechend eingesetzt wird.
1.4
Unabhängigkeit und Neutralität  

	1.4.1
	Werden Messgeräte hergestellt, vertrieben oder repariert? 
	 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein


	1.4.2
	Besteht eine personal- oder kapitalmäßige Verflechtung mit Unternehmen, die Messgeräte herstellen, vertreiben oder reparieren? 


	 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein



	1.4.3
	Werden Personen beschäftigt, die gleichzeitig in Unternehmen tätig sind, die Messgeräte herstellen, vertreiben oder reparieren oder die Weisungen dieser Unternehmen unterliegen? 

	 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein



	1.4.4
	Werden freiberufliche Mitarbeiter beschäftigt, die als fachkundiges Personal im Rahmen von Messgeräteprüfungen tätig werden sollen?



	 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein



	1.4.5
	Ist im Rahmen des Qualitätsmanagementsystems nach Abschnitt 2 sichergestellt, dass die Prüfstelle von ihren Auftraggebern persönlich und wirtschaftlich unabhängig ist? 

	 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein


1.5 
Zuverlässigkeit

Es wird erklärt, dass keine der mit der Vertretung des Antragsstellers betrauten Personen sowie keine der im Anhang 1 bezeichneten Personen (d. h. fachlich verantwortliche Personen, deren Stellvertreter und das fachkundige Personal) 
1) wegen der Verletzung der Vorschriften

a) des Strafrechts über gemeingefährliche Delikte oder Delikte gegen die Umwelt,

b) des Natur- und Landschaftsschutz-, Chemikalien-, Gentechnik- oder Strahlenschutzrechts,

c) des Lebensmittel-, Arzneimittel-, Pflanzenschutz- oder Infektionsschutzrechts,

d) des Gewerbe-, Produktsicherheits- oder Arbeitsschutzrechts oder

e) des Betäubungsmittel-, Waffen- oder Sprengstoffrechts

zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe oder Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist oder

2) wegen Verletzung der Vorschriften

a) des Immissionsschutz-, Abfall-, Wasser-, Natur- und Landschaftsschutz-, Bodenschutz-, Chemikalien-, Gentechnik- oder Atom- und Strahlenschutzrechts,

b) des Lebensmittel-, Arzneimittel-, Pflanzenschutz- oder Infektions​schutzrechts,

c) des Gewerbe-, Produktsicherheits- oder Arbeitsschutzrechts oder

d) des Betäubungsmittel-, Waffen- oder Sprengstoffrechts

innerhalb der letzten fünf Jahre vor Antragstellung mit einer Geldbuße in Höhe von mehr als fünfhundert Euro belegt worden ist.
Weiterhin wird erklärt, dass keine der o.g. Personen

3) wiederholt oder grob pflichtwidrig gegen die unter 1) und 2) genannten Vorschriften verstoßen hat,

4) Ermittlungsergebnisse vorsätzlich oder grob fahrlässig verändert oder nicht vollständig wiedergegeben hat,

5) wiederholt gegen Anforderungen des technischen Regelwerkes verstoßen hat, die für die Richtigkeit der Ermittlungs- und Prüfergebnisse relevant sind,

6) vorsätzlich oder grob fahrlässig Pflichten, die sich aus der 41. BImSchV oder einer bereits erfolgten Bekanntgabe ergeben, verletzt hat,

7) Dokumentationen und Berichterstattungen zu Ermittlungen oder Prüfungen wiederholt mit erheblichen oder schwerwiegenden Mängeln erstellt hat oder vorsätzlich oder grob fahrlässig wiederholt dazu beigetragen hat, dass Fristen für deren Vorlage versäumt wurden.

8) ohne Fachkundenachweis im Sinne von § 4 Abs. 1 der 41. BImSchV für ergebnisrelevante Tätigkeiten selbstständig eingesetzt worden ist.
Weiterhin wird zugestimmt, dass Erkenntnisse aus der Tätigkeit der Messstelle (Auditierungen, Ortsbesichtigungen, Messberichte) im letzten Bekanntgabezeitraum herangezogen werden, um die Zuverlässigkeit der Messstelle im Zusammenhang mit Ermittlungen im gesetzlich geregelten Bereich zu beurteilen. Grundlagen für die Beurteilung sind unter anderem die LAI-Empfehlung zur Beurteilung von Emissionsmessberichten, die Anforderungen an Geruchsmessstellen, die Anfrage an die für die Bekanntgabe zuständige Behörden der Länder sowie das gesetzliche und technische Regelwerk.

2. Qualitätsmanagementsystem
Für die Prüfstelle wird ein Qualitätssicherungssystem nach DIN EN ISO 9001:2008 
 betrieben.
Das Qualitätsmanagementhandbuch ist im Text- oder PDF-Format (txt, rtf, doc, pdf) auf elektronischem Datenträger beigefügt.




 FORMCHECKBOX 
 ja, siehe Anlage 4
3.
Einbeziehung eines Inspektionsberichts gemäß Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011
Für die Prüfstelle liegt ein Bericht über die Einhaltung der Anforderungen an die personelle Ausstattung, der technischen Anforderungen und über das Vorhandensein eines Qualitätsmanagementsystems gemäß Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011 durch eine nach DIN EN ISO/IEC 17020 für diese Aufgabe oder durch eine nach DIN EN ISO/IEC 17025 für die Eignungsprüfung von Messgeräten akkreditierte Stelle vor. Der Inspektionsbericht ist beigefügt.





 FORMCHECKBOX 
 ja, siehe Anlage 5
4.
Technische Anforderungen
Die gerätetechnische Ausstattung nach Anhang A der Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011 ist vorhanden

 FORMCHECKBOX 

 einschließlich der Einrichtungen zur Überprüfung von Staubmessgeräten




 FORMCHECKBOX 

 mit Ausnahme der Einrichtungen zur Überprüfung von Staubmessgeräten

Die Geräteliste ist beigefügt.




 FORMCHECKBOX 
 ja, siehe Anlage 6
5.
Unterlagen zum Antrag
Diesem Antrag sind beigefügt:
a) Anhang mit Angaben zur personellen Ausstattung

 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein 
b) Anlage 1 zur Nr. 1





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
c) Anlage 2 zur Nr. 1.1





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
d) Anlage 3 zur Nr. 1.4





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
e) Anlage 4 zur Nr. 2





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
f) Anlage 5 zur Nr. 3





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
g) Anlage 6 zur Nr. 4





 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
6. 
Erklärung

Die „Hinweise zur Antragstellung“ wurden zur Kenntnis genommen.

Ich stimme zu, dass Angaben zu Name und Anschrift der Stelle, Bekanntgabeumfang, Einschränkungen und Befristung sowie zu den fachlich Verantwortlichen und Stellvertretern mittels elektronischer Datenverarbeitung erfasst und im Rahmen der Veröffentlichung der Bekanntgabe an Dritte übermittelt werden dürfen, z. B. mittels Recherche-System-Messstellen (ReSyMeSa).

Ich erkläre hiermit mein Einverständnis zur

· sachverständigen Überprüfung der eingereichten Unterlagen,

· Erbringung zusätzlicher Qualifikationsnachweise, wie z. B. Vorführung einer
Messgeräteprüfung in der Praxis,
· Überprüfung der gerätetechnischen Ausstattung vor Ort durch die zuständige bekannt gebende Behörde oder eine von dieser mit der Durchführung der Kompetenzfeststellung beauftragten Stelle 
und bestätige die Übernahme der entstehenden Verfahrenskosten.
Gleichzeitig versichere ich hiermit, dass die von mir gemachten Angaben und abgegebenen Erklärungen der Wahrheit entsprechen.
Mir ist bekannt, dass, sollten sich meine Antragsangaben als unrichtig erweisen, dies zur Ablehnung des Antragsbegehrens bzw. zum Widerruf einer erfolgten Bekanntgabe führt.


Firmenstempel


-------------------------------
-----------------------------------------------------------------

(Ort, Datum)
(rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers)
Hinweise zur Antragstellung / zum Verfahrensablauf
Die Bekanntgabe ist in dem Bundesland zu beantragen, in dem die Messstelle ihren Geschäftssitz hat (Sitzland). Die zuständige Behörde prüft die Kompetenz der Stelle nach den Bestimmungen der Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011. 
Grundlage der Prüfung durch die zuständige Behörde des Sitzlandes ist die 41. BImSchV vom 02.05.2013, BGBl I S. 973, 1001 sowie die Angaben im Antragsformular. Mit dem Antrag sind ein Bericht einer nach DIN EN ISO/IEC 17020 oder 17025 für den Bereich Abgasmesstechnik zertifizierten Stelle über die Einhaltung der Anforderungen an die personelle Ausstattung, der technischen Anforderungen und über das Vorhandensein eines Qualitätsmanagementsystems gemäß Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011 sowie die weiteren nach Nr. 5 des Antrags erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Eine Bekanntgabe kann nur erfolgen, wenn aus den prüfungsgegenständlichen Unterlagen zweifelsfrei hervorgeht, dass der Antragsteller die in der Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011 ausgeführten Anforderungen vollständig erfüllt.  
Das Prüfungsergebnis wird dem Antragsteller mit Bescheid bekanntgegeben. Im Falle einer positiven Antragsbescheidung erfolgt zusätzlich eine Bekanntgabe im Recherche-System-Messstellen-Sachverständige (ReSyMeSa) und soweit dies im Sitzland vorgesehen ist zusätzlich im dortigen Amts- oder Verordnungsblatt.  
Gebühren

Für die Durchführung des Verwaltungsverfahrens und die damit in Zusammenhang stehenden Sachverständigenleistungen werden in Abhängigkeit vom Prüfungsaufwand Verwaltungsgebühren fällig. Diese Kosten sind durch den Antragsteller zu tragen. Dies gilt gleichfalls, falls dem Begehren nur eingeschränkt gefolgt, es abschlägig beschieden, der Antrag zurückgezogen oder das Verfahren von Amts wegen eingestellt wird. Auskünfte zur Gebührenhöhe können bei der für die Bekanntgabe zuständigen Behörde des Sitzlandes eingeholt werden.

�	Gewerbeanmeldung, Gesellschaftsvertrag oder Satzung der Prüfstelle mit Angaben zu den vertretungsbefugten natürlichen bzw. juristischen Personen sowie aktuellen Auszug des amtlichen Registereintrags (Handels-, Vereins-, Genossenschafts- oder Partnerschaftsregister) als Anlage 1 beifügen


� Angaben zum Versicherer und zur Deckungssumme, Versicherungsbestätigung als Anlage 2 beifügen.


� Gemäß Nr. 4.3 der Richtlinie VDI 4208 Blatt 2, Ausgabe Oktober 2011


� Zutreffendes bitte ankreuzen. Wenn mit ja geantwortet wird, bitte Erläuterungen und Nachweise als Anlage 3 beifügen


� Die Unabhängigkeit von den Auftraggebern ist insbesondere dann sicherzustellen, wenn Messgeräte von Mitarbeitern der Prüfstelle oder deren Firmenangehörigen geprüft werden sollen


� Prüf- und Kalibrierlaboratorien, die der DIN EN ISO/IEC 17025 entsprechen, werden auch übereinstimmend mit ISO 9001 arbeiten. Die Anforderungen können als gleichwertig gesehen werden. 
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